
2560/65 AMTSBLATT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 18 . 9 . 65

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN : Artikel 2

Artikel 1

Der Anhang der Verordnung Nr. 111 /65/EWG
wird durch den Anhang zu dieser Verordnung er­
setzt .

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach
ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europä­
ischen Gemeinschaften in Kraft .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar
in jedem Mitgliedstaat .

Brüssel , den 16 . September 1965
Für die Kommission

Der Präsident

Walter HALLSTEIN

ANHANG

Nr. der Nomenklatur des
Anhangs II B der Verord­
nung Nr. 85/63/EWG

Erzeugnis Zusatzbetrag
RE/100 kg

ex 02.01 A III a
und
ex 02.06 B I a

Fleisch von Hausschweinen, frisch, ge­
kühlt, gefroren, gesalzen oder in Salz­
lake :
1 . in ganzen oder halben Tierkörpern,
auch ohne Kopf, Pfoten oder Flo­
men

2. Schinken
3 . Schultern
5. Bäuche, auch Bauchspeck

2,5
3,75
2,92
2,08
3,756. anderes

ex 02.05 A I Schweinespeck (ausgenommen Schwei­
nefett, weder ausgepreßt noch ausge­
schmolzen) frisch, gekühlt, gefroren,
gesalzen oder in Salzlake 1

VERORDNUNG Nr. 121/65/EWG DER KOMMISSION

vom 16. September 1965,
durch die aus Österreich eingeführte Schweine von der Erhebung

von Zusatzbeträgen freigestellt werden

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN

WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ,

gestützt auf die Verordnung Nr . 20 zur schritt­
weisen Errichtung einer gemeinsamen Marktorga­
nisation für Schweinefleisch ( 1 ), insbesondere auf
Artikel 7 Absatz (4),

gestützt auf die Verordnung Nr . 96/63/EWG
der Kommission vom 13 . August 1963 (2) über die
Festsetzung des Zusatzbetrags nach Artikel 7 und
Artikel 8 der Verordnung Nr. 20 des Rates, geän­

dert durch die Verordnung Nr. 98/65/EWG (3), ins­
besondere auf Artikel 5 Absatz ( 1 ), und

in Erwägung nachstehender Gründe :

Um Störungen im Handel mit Erzeugnissen, die
unter die Verordnung Nr. 20 fallen, durch Angebote
aus dritten Ländern Preisen, die unter dem Ein­
schleusungspreis liegen , zu vermeiden, sind die
nach Artikel 5 der genannten Verordnung festge­
setzten Abschöpfungsbeträge gegenüber dritten Län­
dern in den Mitgliedstaaten um einen Zusatzbetrag
zu erhöhen, der dem Unterschied zwischen dem
Angebotspreis frei Grenze und dem Einschleusungs­
preis gegenüber dritten Ländern entspricht .

0) AB Nr. 30 vom 20. 4 . 1962, S. 945/62 .
(2) AB Nr. 126 vom 17. 8 . 1963, S. 2253/63 . (3 AB Nr. 121 vom 5.7.1965, S. 2077/65.
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Staat sofort nach Erteilung der Ausfuhrbewilligung
zu übermitteln ;

— der Kommission Gelegenheit zu geben, die
Wirksamkeit der von der österreichischen Regierung
getroffenen Maßnahmen, insbesondere hinsichtlich
der Einhaltung des Mindestaufkaufpreises ab Hof
und der Berechnung der Ausfuhrerstattungen, dau­
ernd zu überwachen.

Nach Überprüfung des Antrags der österreichi­
schen Regierung kann davon ausgegangen werden,
daß die vorgesehenen Maßnahmen geeignet sind
zu gewährleisten, daß der tatsächliche Preis der
genannten Erzeugnisse bei der Einfuhr aus dem
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Österreich in die
Gemeinschaft nicht unter dem Einschleusungspreis
liegen wird und außerdem VerkehrsVerlagerungen
vermieden werden . Für die Einfuhren der genann­
ten Erzeugnisse aus der Bundesrepublik Österreich
ist daher ein Zusatzbetrag nicht festzusetzen.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maß­
nahmen entsprechen der Stellungnahme des Ver­
waltungsausschusses für Schweinefleisch —

Die Abschöpfungsbeträge werden jedoch nicht
um diesen Zusatzbetrag gegenüber den dritten Län­
dern erhöht, die bereit und in der Lage sind, die
Garantie zu übernehmen, daß der tatsächliche Preis
bei der Einfuhr aus ihrem Hoheitsgebiet nicht unter
dem Einschleusungspreis liegt und jede Verkehrs­
verlagerung vermieden wird.

Die Regierung der Bundesrepublik Österreich
hat sich durch ihre Schreiben vom 6. April 1965
und vom 13 . Juli 1965 bereit erklärt, diese Garantie
für lebende und geschlachtete Schweine österreichi­
schen Ursprungs zu übernehmen ; sie wird für
folgende Maßnahmen Sorge tragen :

1 . Bewilligungen für die Ausfuhr in Mitglied­
staaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
werden nur für Verträge erteilt , aus denen zu ent­
nehmen ist, daß der Angebotspreis frei Grenze nicht
unter dem Einschleusungspreis gegenüber dritten
Ländern liegt .

2 . Bei Nichteinhaltung des Mindestaufkaufpreises
von 12,— öS/kg für lebende Schlachtschweine ab
Hof wird die Auszahlung der Ausfuhrerstattung ver­
weigert .

3 . Die Ausfuhrerstattungen werden in Anglei­
chung an die Preisunterschiede zwischen den Prei­
sen auf den österreichischen Märkten und dem Ein­
schleusungspreis gegenüber dritten Ländern laufend
neu berechnet.

4 . Ursprungserzeugnisse und Veterinärzertifikate
werden nur für lebende und geschlachtete Schweine
österreichischen Ursprungs erteilt .

Sie hat sich darüber hinaus bereit erklärt :

— die Daten über Ausfuhren von lebenden und
geschlachteten Schweinen in die Gemeinschaft hin­
sichtlich Menge, Lieferzeitraum, Bestimmungsland,
Grenzübertrittstelle und Angebotspreis frei Grenze
der Kommission und dem einführenden Mitglied­

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Abschöpfungsbeträge gegenüber dritten
Ländern für Einfuhren von lebenden und geschlach­
teten Schweinen (Nr. ex 01.03 ex A II und ex 02.01
ex A III a des Gemeinsamen Zolltarifs), die aus der
Bundesrepublik Österreich stammen, werden nicht
um einen Zusatzbetrag erhöht.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach
ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro­
päischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar
in jedem Mitgliedstaat .

Geschehen zu Brüssel am 16 . September 1965 .
Für die Kommission

Der Präsident

Walter HALLSTEIN


